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Verein zur Förderung des
Trampolinturnens in Musterhausen e. V.
Musterhausen, den __.__.20__

Name, Sitz
Der Verein führt den Namen „Verein zur Förderung des Trampolinturnens in Musterhausen“. Er wird in das Vereinsregister eingetragen und erhält nach der Eintragung den Zusatz „e. V.“.
Der Sitz des Vereins ist Musterhausen.
Gründung, Geschäftsjahr
1. Das Gründungsdatum des Vereins ist der __.__.20__.
1. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
Zweck
1. Der Verein dient dem Zweck, das Trampolinturnen in Musterhausen finanziell, ideell und personell zu fördern. 
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts "steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung (§ 58 Nr. 1 AO), und zwar durch 
· die Erhebung von Beiträgen und Umlagen 
· die Beschaffung von Mitteln und Spenden (bei Wettkämpfen, Veranstaltungen, Messen und durch direkte Ansprache von Firmen und Personen) 
· die Durchführung von Öffentlichkeitsarbeit und Werbung aller Art für den Verein. 
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
Der Verein wahrt parteipolitische Neutralität. 
Organe des Vereins
1. Die Organe des Vereins sind
· der Vorstand und
· die Mitgliederversammlung.
Die Organe des Vereins üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus. 
Vorstand
1. Der Vorstand des Vereins besteht aus mindestens drei und maximal fünf Personen:
· einem Vorsitzenden 
· einem Bereichsleiter Finanzen
· mindestens einem weiteren Vorstandsmitglied und maximal drei weiteren Vorstandsmitgliedern 
Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf zwei Jahre gewählt. Er bleibt jedoch bis zur satzungsgemäßen Neuwahl des Vorstandes im Amt. Wählbar sind nur Mitglieder des Vereins, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Verschiedene Vorstandsämter können nicht in einer Person vereinigt werden.
Ein Vorstandsmitglied wird vom Vorsitzenden zum Stellvertretenden Vorsitzenden benannt. 
Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. Vorsitzenden, den Stellvertretenden Vorsitzenden und den Bereichsleiter Finanzen je einzeln vertreten (Vorstand im Sinne des § 26 Abs. 2 BGB). Im Innenverhältnis wird bestimmt, dass der Stellvertretende Vorsitzende und der Bereichsleiter Finanzen von ihrem Vertretungsrecht nur Gebrauch machen sollen, wenn der 1. Vorsitzende verhindert ist.
Die Grundsätze der Geschäftsführung werden in der Geschäftsordnung geregelt.
Der Vorstand hat gegenüber der Mitgliederversammlung Rechnung zu legen und Anspruch auf Entlastung.
Mitgliederversammlung
1. Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen und unter Angabe der Tagesordnung schriftlich einberufen. In jedem Geschäftsjahr muss mindestens eine Versammlung stattfinden. 
1. Die Mitgliederversammlung ist ferner einzuberufen, wenn ein Drittel der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe beim Vorstand beantragen.
1. Bei der Mitgliederversammlung sind ausschließlich Vereinsmitglieder und vom Vorstand eingeladene Gäste zugelassen.
1. In der Mitgliederversammlung haben nur volljährige Mitglieder eine Stimme. Eine Vertretung abwesender Mitglieder findet nicht statt.
1. Die Mitgliederversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit der Anwesenden. Bei Stimmengleichheit gelten die Anträge als abgelehnt.
1. Satzungsänderungen und der Beschluss über die Auflösung des Vereins bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der Anwesenden.
1. Eine Mitgliederversammlung ist im Hinblick auf die Auflösung des Vereins nur beschlussfähig, wenn mehr als 50 % der Gesamtzahl aller stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind.
1. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in einem Protokoll festgehalten, das vom Vorsitzenden und einem weiteren Vorstandsmitglied zu unterzeichnen ist.
Erwerb der Mitgliedschaft
1. Ordentliches Mitglied kann jede natürliche Person durch die Unterzeichnung eines Aufnahmeantrages werden. Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der Unterschrift des gesetzlichen Vertreters.
1. Die Abgabe des Aufnahmeantrages bedeutet die vorläufige Aufnahme in den Verein. Die Aufnahme wird endgültig, wenn der Vorstand innerhalb von vier Wochen die endgültige Aufnahme nicht abgelehnt hat. Bei der Ablehnung bedarf es keiner Angabe von Gründen.
1. Mit der vorläufigen Aufnahme ist das Mitglied der Satzung einschließlich der hierzu erlassenen Beitragsordnung unterworfen. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem 1. des Monats, in dem sie beantragt wird. 
1. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird in der Beitragsordnung geregelt.
Beendigung der Mitgliedschaft
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Streichung der Mitgliedschaft. 
1. Der Austritt ist dem Vorstand gegenüber schriftlich oder mündlich zu erklären. Der Austritt ist unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen zum Schluss eines Quartals zulässig. 
1. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden, wenn sein Verhalten in grober Weise gegen die Satzung oder die Interessen des Vereins verstößt. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit Zweidrittelmehrheit. Vor dem Beschluss über den Ausschluss ist dem Betroffenen Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Der Beschluss des Ausschlusses ist dem Betroffenen durch den Vorstand bekannt zu geben. 
1. Eine Streichung der Mitgliedschaft ist zulässig, wenn das Mitglied trotz zweimaliger schriftlicher Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung der Beiträge im Rückstand ist. Die Streichung kann durch den Vorstand erst beschlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, das den Hinweis auf die Streichung zu enthalten hat, vier Wochen vergangen sind.
1. Kein Mitglied hat bei seinem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins Anspruch auf Anteile des Vereinsvermögens.
Mitgliedsbeiträge
1. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird durch die Mitgliederversammlung beschlossen. 
1. Der Beschluss über die Beitragshöhe wird in der Beitragsordnung veröffentlicht.
Verwendung der finanziellen Mittel
1. Mittel, die dem Verein zufließen, dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Genaueres regelt die Geschäftsordnung.
1. Es darf keine Person durch Verwaltungsausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
1. Die Vorstandsmitglieder können auf Grund eines Vorstandsbeschlusses eine Aufwandsentschädigung erhalten. Über die Höhe der Aufwandsentschädigung beschließt der Vorstand mit Zweidrittelmehrheit. Barauslagen des Vorstands werden im Rahmen des Vereinszwecks erstattet.
[bookmark: _GoBack]Auflösung des Vereins
1. Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an eine gemeinnützige Körperschaft, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vermögens dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden.
Untergeordnete Vorschriften
1. Geschäftsordnung
1. Beitragsordnung
Inkrafttreten 
1. Die Satzung ist in der vorliegenden Form am __.__.20__ von der Mitgliederversammlung des Vereins beschlossen worden und tritt nach Eintragung in das Vereinsregister in Kraft.
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